
er sich mit Technik-
einsatz im Zivil- und Kata-
strophenschutz befaßt, wird
(vor allem bei den nachkata-
strophischen Schuldzuwci-
sungen) feststellen, daß
mehr auf dem Spiele steht
als rein technisch-instru-
mentelle Erwägungen. Im
Falle sog. technischer Un-
fälle und Katastrophen
steht jede Schutztechnik un-
ter einem doppelten Legili-
mationsdruck. Sie muß auf
der einen Seite unter Beweis
stellen, daß das Versagen,
dem sie folgt, kein grund-
sätzliches Technikversagcn
bedeutet, sondern allein den
Eintritt eines Risikos, für
das sie letztenendes vorge-
halten wurde, oder, noch
schärfer formuliert, für das
sie den kalkulierten Ret-
tungsanker bedeutet. Dies
stellt eine extreme Bürde
dar, weil damit die Schutz-
technik zum Entschcidungs-
kriterium für den gesamten
Technikeinsatz zu werden
droht. Auf der anderen Seite
muß jede Schutzlechnik ih-
rem ethisch-politischen An-
spruch gerecht werden und
den Opfern wie allen Gcscll-
schaftsmitgliedern durch ih-
ren Einsatz beweisen, daß
dem Verfassungsgebot, Le-
ben, Gesundheit und Eigen-
tum zu schützen, auch mit
Erfolg entsprochen werden
kann. Dies stellt die zweite
extreme Bürde dar, weil da-
durch allzuleicht die Schutz-
technik zum Sündenbock

für ein anderes technisches
Versagen gemacht wird und
möglicherweise die wirklich
notwendigen technischen
Veränderungen hinter de-
nen der Schutztechnik ver-
schwinden. Zudem verführt
die Gefahr, zum Sünden-
bock gemacht zu werden,
zugleich dazu, Strategien
der Immunisierung zu ent-
wickeln, mit denen man sich
auch dann aus der Verant-
wortung stehlen kann, wenn
ein reales Versagen vorliegt.
Dies gelingt um so leichter,
je stärker das Schutzsystem
professionalisiert und spe-
zialisiert ist, da dies über-
prüfende und kontrollfähige
Einsichten durch die breite
Laienschaft zunehmend
ausschließt.

Eine bedeutende Rolle
kommt dabei der internen
Arbeitsteilung zu, die auch
den Katastrophenschulz in
ein Vollzugssystem verwan-
delt, das »Legitimation aus
Verfahren« (Luhmann) be-
zieht: Die Versuche, durch
Vcrwaltungshandeln »rcvi-
sionssicher« zu machen,
führen als Kehrseite auch zu
einer gewissen Anfälligkeit
für Beharrung, Konservati-
vismus und Abwehr refor-
mierender Ideen. Wie sehr
dies eine universelle Ent-
wicklung ist, verdeutlicht F.
Celebioglu (1975) in einem
Vergleich okzidcntaler und
orientaler Immunisierungen
von Bürokratie. Zudem be-
herrscht noch immer ein

Denken die Beurteilung des
Katastrophenschutzes, das
hinler den realen Entwick-
lungen der Technik wie
auch der Bedrohungspotcn-
tiale herhinkt. Nach diesem
Denken existiert auf der ei-
nen Seite das Gefährliche,
Bedrohliche und auf der an-
deren Seite das Helfende,
Schützende, so, als hätte
man gegenüber viel zu gro-
ßen Gefahren wenigstens ei-
ne solide, aber eben doch zu
kleine Hausapotheke bereit-
stellen.

Laut Definition
ist der sog- GAU
nicht der grollte
anzunehmende
Unfall überhaupt,
sondern der, von
dem man
annimmt, dafl er
noch zu
beherrschen ist.

Wie wenig angemessen eine
solche Vorstellung in der
Praxis ist, wird verständlich,
wenn man das Beispiel der
Kerntechnik betrachtet.
Laut Definition ist der sog.
GAU nicht der größte anzu-
nehmende Unfall über-
haupt, sondern der, von
dem man annimmt, daß er
noch zu beherrschen ist (vgl.
Stichwort Kernenergie, o. J.:
4). Er gilt deswegen als be-
herrschbar, weil durch den
Einsatz spezifischer Schulz-
lechniken Beherrschbarkcit
unterstellt wird. Der Zir-

. - - es dämmert
auch die
Einsicht, dafl
jede
»Hausapothe-
ke« nur so gut
ist wie die
Scheiternsffäile,
für die man sich
vorbereitet hat.

kelschluß macht Sinn, so-
lange jene Un-Fälle eintre-
ten, für die man Schutztcch-
niken entwickelt hat; treten
dagegen Störfälle ein, für
die keine Schutztechniken
bereitstchcn, wird die
(Selbst-)Täuschung offen-
sichtlich. Dann erscheint
nicht nur die gesamte Tech-
nik als unsicher, sondern es
dämmert auch die Einsicht,
daß jede »Hausapotheke«
nur so gut ist wie die Schei-
ternsfälle, für die man sich
vorbereitel hat. Folgerichtig
bilden beide Momente -
Technik und darauf bezoge-
ne Schutztechnik eine inte-
grale Einheit, ergibt sich Si-
cherheit erst aus dem Zu-
sammenspiel von »Verifizie-
rungstechnik« und »Falsifi-
zierungslechnik«.
Der Begriff »Falsifizierung«
war im ersten Teil dieses
Beitrages in dem Sinne ein-
geführt worden, daß jeder
Unfall und jede Katastro-
phe als reale, faktische Wi-
derlegung des ursprünglich
Gewollten anzusehen ist.
Das ursprünglich Gewollte,



Wie sähe unser
aller
Sclbstverständ-
nis ans, wenn wir
uns ständig
selbst zu
widerlegen
versuchten?

die erfolgreiche Anwen-
dung, d. h. die technische
Umsetzung der von uns er-
kannten Naturgesetze, be-
deutet daher eine Bestäti-
gung ihrer Richtigkeit als
auch eine Bestätigung, eine
Verifizierung, unseres
menschlichen Vermögens,
sie zu erkennen und zu be-
herrschen. An dieser Stelle
sei auf ein Problem auf-
merksam gemacht, das bis-
lang in der Diskussion noch
fehlt: Möglicherweise steht
unserem Bemühen, unsere
technischen Anwendungen
vorab durch möglichst um-
fassende Scheiternsannah-
mcn falsifizieren zu wollen
(»tcchnology asscssment«),
ein starkes psychologisches
Motiv entgegen. Wir stre-
ben nach Erfolg, nach der
Bestätigung unserer Idee,
weniger nach widerlegenden
Argumenten. Wie sähe un-
ser aller Selbstverständnis
aus, wenn wir uns beständig
selbst zu widerlegen ver-
suchten? Wann könnte dann
z. B. ein Ingenieur eine
Brücke ihrer Bestimmung
übergeben, wenn er in erster
Linie nach Argumenten
suchte, die ihren Hinsturz
begründeten? In den mei-
sten Fällen reicht es, die er-
forderlichen Minimalwerte
um einen gewissen Faktor
zu überschreiten, um sicher
sein zu können, daß das Ge-
wollte erreicht wird und Be-
stand hat. Welchen Wert
dieser Faktor annimmt, ist
abhängig von der histori-
schen Erfahrung, die mit
Materialien und Techniken
vorliegt, aber auch von
Fehlschlagen. Frühe Fehl-
schläge führen bei neuarti-

gen Techniken daher zu-
meist zu extrem hohen kon-
struktiven Sicherheitsfakto-
ren, während langanhalten-
de Erfolge dazu führen,
schrittweise diese Faktoren
zu minimieren, um sich dem
rechnerischen Minimalwert
zu nähern (und Material
und Arbeit einzusparen).
Letzleres wiederum führt
dazu, daß langjährig als si-
cher geltende Produkte oder
Techniken »plötzlich« ver-
stärkt zu Ausfällen neigen.

Betrachtet man in die-
sem Zusammenhang

; den Katastrophen'
schütz, so ist er von
vornherein Ausdruck
der Falsiflzierungstech-
nik. Seine Existenz ge-
mahnt daran, daß mit
dem realen Scheitern
gerechnet werden muß.
Für jeden Ingenieur
stellt daher der Kata-
strophenschutz eine Art
Mißtrauensantrag dar:
Je mehr Schutzmaßnah-
men für eine bestimmte
Technik gefordert wer-
den, desto stärker
scheint man der Verifl-
zierungschance dieser
Technik zu mißtrauen
(und ich glaube, daß an
dieser Stelle ein wesent-
licher Grund für das
Mißtrauen gegenüber
Zivilschutzmaßnahmen
liegt. Auch hier scheint
man der Verifizierungs-
chance von Sicherheits-
politik in dem Maße zu
mißtrauen, in dem die
Fateijizierungstechnik

Zivilschutz ausgebaut
werden soll), ; :

Vom systematischen Stand-
punkt aus gesehen ist die
Scheidung von Vcrifizie-
rungs- und Falsifmerungs-
tcchnik natürlich überholt.
Gerade das Beispiel Kern-
energie hatte gezeigt, daß ei-
ne rein technische Verifizie-
rung zwar auch ohne Falsi-

fizierungskomponenten
möglich ist kontrollierte
Kettenreaktionen vermögen
durchaus ohne redundante
Kühlsysteme abzulaufen ,
doch wäre das dadurch pro-
vozierte Risiko einer Real-
Falsifikation so groß und so
folgenreich, daß dafür kei-
nerlei politisch-ethische
Rechtfertigung zu erreichen
gewesen wäre. Nun ist die
Einsicht, daß Verifizie-
rungstechnikcn ohne Falsi-
fizierungstechnikcn unver-
antwortlich sind, relativ
neu. Ihren Grund dürfte sie
darin finden, daß es sich an-
gesichts heutiger Schadens-
größen verbietet, aus Scha-
den klug werden zu wollen.
Theoretisch stellt dies vor
das Paradox, daß es mehr
denn je der vorgängigen,
theoretischen Falsifizierung
bedarf, um die Real-Falsifi-
zierung, den Schaden in
Vollendung, zu vermeiden.

Normalität und
Katastrophe sind
immer weniger
zu
unterscheiden,
weil der
Scheiternsffall
mehr und mehr
in den
Normalablauf
inkorporiert
wird.

Praktisch schlug sich diese
Einsicht in der Entwicklung
von Systemen nieder, die
den größtmöglichen Scha-
den dadurch zu verhindern
suchen, daß zum einen mög-
lichst alle Fehlerquellen als
meßbare Abweichung vom
gewollten Funktionszu-
stand erfaßbar und damit
regelbar werden (Sensor-
und Detektionssysteme,
Fernüberwachung bis hin
zur Satellitenaufklärung)
und daß zum anderen für
diese Überwachungs- und
Regelfunktionen abgestufte
Redundanzen bis hin zur

Notabschaltung zusätzlich
hinzugefügt werden. Schaut
man genau hin, so wird die
Veränderung gegenüber frü-
heren Verhältnissen deut-
lich: Funktionieren und Ka-
puttgehen, N ormalbetrieb
und Unfall, Normalität und
Katastrophe sind immer we-
niger zu unterscheiden, weil
der Scheiternsfall mehr und
mehr in den Normalablauf
inkorporiert wird. Das beste
Beispiel ist der vorbeugende
Brandschutz, der bis in die
Architektur hinein die Er-
fahrung von Brandentsle-
hung und -verlauf zur Vor-
beugung und besseren Be-
kämpfung nutzt.

Zunehmend wird auch der
Katastrophenschutz zu ei-
nem ähnlich guten vorbeu-
genden Instrumentarium,
wenngleich nicht verhohlen
werden darf, daß noch ein
weiter Weg zu gehen ist. Im-
merhin, mit der Einführung
von Fernüberwachungsan-
lagen und einem (noch im-
mer zu weitmaschigen) Netz
stationärer und mobiler
Meßstationen für Verände-
rungen zentraler Funktions-
größen (Luft, Boden, Was-
ser) dehnt sich die Inkorpo-
ration von Falsifizierungs-
Technikcn über die gesamte
Gesellschaft aus. Vielleicht
wird einst in jedem Haus-
halt ein Gerät stehen, das
nicht nur (wie in den USA)
durch einen automatischen
Decorder für Warndurchsa-
gen aktiviert wird, sondern
das auch regelmäßig Meß-
daten der Wohnregionen an
einen Zentralcomputer wei-
terleitet, der alle Daten zu
einem Belastungskatastcr
zusammensetzt und so wie-
derum allen Bürgern Auf-
schluß über ihre unmittelba-
re Lebensqualität vermittelt.
Eine solche Vorstellung mag
utopisch klingen; technisch
wäre sie realisierbar und
von den Erfordernissen ei-
nes zukünftigen Katastro-
phenschutzcs her gesehen



|e früher sich
anbahnende
Störungen
detelctieren
lassen, desto
grÖBer ist die
Chance, noch vor
Schadenseintritt
intervenieren
und
Schutaevorlceh-
rnnqen für den
pessinmalen Fall
anberaumen zu
können.

auch notwendig. Was für
die örtlichen Einsatzkräfte
und Katastrophenschutzbe-
hörden gilt, macht auch für
die potentiell betroffene Be-
völkerung Sinn: Je früher
sich anbahnende Störungen
delektieren lassen, desto
größer ist die Chance, noch
vor Schadenseintritt interve-
nieren und Schutzvorkeh-
rungen für den pessimalen
Fall anberaumen zu kön-
nen. Durchdenkt man die
Folgen von Bhopal, so hätte
eine solche, auf die gesamte
Bevölkerung ausgedehnte
Falsifizierungs-Technik viel
Leid erspart.

Systematisch betrachtet be-
deutet dies für den Kata-
strophenschutz, daß Scha-
densbekämpfung - zumin-
dest technisch gesehen lan-
ge vor und nie mehr erst
nach Schadenscintritt be-
ginnt. Zudem werden die
bisherigen Ursache-Wir-
kungs-Schcmata unbrauch-
bar, was das folgende Bei-
spiel verdeutlicht:

Seit der Einführung von
Einsatzleitrechnern, die den
mobilen Einheiten der
Brandbekämpfung auf dem
Weg zum Einsatzort wichti-
ge Daten über Ortsbcschaf-
fenheit, Umfeldgefährdun-
gen, Infrastruktureinrich-
tungen (z.B. Hydranten,
wichtige Leitungsverläufc
etc.) und Schadensarten
übermitteln können, verwi-

schen sich zwei bislang deut-
lich unterscheidbare Eintei-
lungen:

I Daß vorbeugende
• Maßnahmen vor Ein-

tritt eines Schadens ortfest
zu installieren seien, und
daß

2 die unmittelbare Scha-
• densbekämpf ung

nichts mehr mit Vorbeu-
gung zu tun habe. Moderne
Schadensfälle, zumal im
ABC-Bereich, zwingen da-
zu, diese Einteilungen voll-
ständig aus dem Denken zu
verbannen. Allein in Hessen
wurden 1985 5210 Gefahr-
gutunfälle mit Chemikalien
registriert. Bekämpfungs-
fehler durch falsche Kenn-
zeichnung (auch bewußte
Täuschung), durch chemi-
sche Reaktionen zwischen
verschiedenen Transport-
stoffen sowie mit bestimm-
ten Stoffen am Unfallort
(Gewässer, Düngemittel,
Kunststoffe, Benzin) führ-
ten nicht nur zur Vergröße-
rung von Schäden, sondern
auch zur Gefährdung der
Einsatzkräfte, der Anlieger
und der Umwelt. Da bis
zum Eintreffen von Fach-
personal (z. B. Tox-Zug,
ABC-Spürtrupp o.a.) wert-
volle Zeit verstreicht, gehen
die Feuerwehren dazu über,
selbst eine Schadstoff-
Sofortcrfassung vorzuneh-
men. Die Systeme compu-
tergestützter Meßdatener-
fassung bieten den Vorteil,
durch auswechselbare Spei-
chereinheiten eine Art grobe
Differentialdiagnose nach
Chemikaliengruppen vor-
nehmen zu können und so
ohne Zeitverlust Anweisun-
gen für den Einsatz zu erhal-
ten. Die der unmittelbaren
Schadensbekämpfung vor-
ausgehende, aber erst nach
Schadenseintritt mögliche
Schadensanalyse beugt so-
mit den oben beschriebenen
zusätzlichen Risiken wirk-
sam vor.

Noch wichtiger werden zwei
weitere Aspekte:

I Ra uchgasvergiftete,
• deren sichtbare Symp-

tomatik auf eine CO-Vergif-
tung schließen läßt, werden
zunehmend falsch behan-
delt, weil die zu ernsthaften
Vergiftungen führenden
Rauchbestandteile (Schwer-
metalle, PCBs, Phosgene,
Blausäure etc.) nicht delek-
tiert wurden. Ohne vorbeu-
gende Mcßwcrtlistc am Zeh
von Vergifteten sehen sich
Krankenhäuser zur Hilfe
außerstande. Nachseha-
densmessungen sind somit
zugleich eine unverzichtbare
Vorbeugung vor Therapie-
fehlem. Zugleich wird hier-
an sichtbar, daß die Wir-
kung des einen immer auch
Ursache eines anderen ist,
Ursache-Wirkungs-Kellen

nicht mehr vorliegen (schon
gar keine linearen, mono-
kausalen), sondern nur noch
Felder komplexer Wechsel-
beziehungen.

2 Nicht erst Three Mile
• Island oder Bhopal

verwiesen auf das Problem,
daß zunehmend Daten über
Art und Menge schädigen-
der Substanzen fehlen. Als
Betriebsgeheimnisse dekla-
rierte Inhaltsstoffe führten
bereits sehr häufig zu ex-
trem gefährlichen Situatio-
nen (z.B. Mississauga).
Darüber hinaus werden Ein-
satzkräftc immer häufiger
mit Kombinationswirkun-
gen (z. B. »Napalm-Effekte«
beim Kunststoffabbrand)
und sog. Synergismen, mit
spontan entstandenen
Schadstoffen bisher unbe-
kannter Art konfrontiert.
Um hier für zukünftige Be-

kämpfungsmaßnahmen
adäquate Vorbereitungen
treffen zu können, bedarf es
systematischer Zeitreihen-
messungen und einer präzi-
sen Kartierung sämtlicher
Schadensfälle nach Schad-
stoffen. Nur so lassen sich
Kataster länger wirksamer

Substanzen erstellen, auf de-
ren Grundlage sich dann sy-
nergistische Schäden (z. B.
auch durch Sedimentablage-
rungen, Wasserveränderung
etc.) erfassen und beurteilen
lassen. Ohne derartige Scha-
densanalysen wird in Zu-
kunf t kein vorbeugender
(stationärer) Brandschulz,
geschweige denn ein effekti-
ver Katastrophenschutz
mehr möglich sein.
Der Einsatz derartiger
Techniken löst selbstver-
ständlich eine Reihe der
durch neuartige Risikopo-
tentiale anfallenden Proble-
me; zugleich aber bringt er
auch neue Probleme hervor.
Drei Beispiele mögen dies
verdeutlichen:
Beim Brand einer chlorver-
arbeitenden Fabrik delek-
tierte der Meßcomputer an-
fangs eine Reihe chemischer
Inhaltsstoffe, die im Zusam-
menhang mit den bekannten
Produktionsrisiken plausi-
bel waren. Alsbald aber
zeigten sich Meßergebnisse,
die auf höchst gefährliche
und gänzlich unerwartete
Substanzen schließen ließen.
Es herrschte völlige Aufre-
gung und die Vermutung
wurde laut, die Wcrkslci-
tung versuche, Gefahren zu
vertuschen und bewußt
falsch zu informieren. Erst
nach Stunden (und manch
ernster Vertrauenskrise)
zeigte sich die Lösung:
Durch das Abspritzen auf-
steigender Chlorgaswolken
hatte sich feiner Schwefel-
wasserstoff niedergeschla-
gen, der in die Tastatur des
Meßcomputers geraten war
und dort zu sehr eigen-
willigen Programmabläufen
führte. Kleine Ursache, gro-
ße Wirkung.
Weit schwerwiegendere Fol-
gen ergeben sich aus einem
Phänomen, das bislang sehr
selten aufgetreten ist, aber
in Zukunft noch von sich re-
den machen wird: Sog. au-
loind uzierte Resonanzen



treten auf, wenn sich rück-
gekoppelte Reglersystcmc
so beeinflussen, daß sie ihre
Fehler wechselseitig aul-
schaukeln. Die Beinahe-
Katastrophe von Thrce Mi-
le Island zeigte dieses Pro-
blem in seiner ganzen Trag-
weite.
Das dritte Problem schließ-
lich besteht im wachsenden
Widerspruch zwischen Sy-
stemzeiten und sozialen Zei-
ten (vgl. Dcutschmann,
1983). Dem Kern nach be-
deutet dies, daß bestimmte
chemische und kerntechni-
sche Abläufe aufgrund ihres
konzentrierten Energiepo-
tentials und der Reaktions-
geschwindigkeiten der betei-
ligten Elemente Meß-, Re-
gel- und Steuerungsge-
schwindigkeiten erfordern,
die nur noch mit automati-
sierten und rechnergestütz-
tcn Systemen zu leisten sind.

Wachsender
Widerspruch
zwischen
Systemzeiten und
sozialen Zeiten
führt zu
Problemen.

Da diese Geschwindigkeiten
jedoch die menschlichen Rc-
aktionsmöglichkeiten bei
weitem übersteigen, also die
sozialen Zeiten weit unter-
halb der technischen Sy-
stemzeiten liegen, bleibt im
Ernstfall keine Zeit mehr,
um vergewissernde Nach-
messungen, alternative Da-
teninterpretationen oder
neue Regelungsmöglichkei-
ten durchführen zu können.
Ein fehlerhafter (oder falsch
programmierter) Computer,
eine unentdcckte autoindu-
zierte Resonanz, und die
Katastrophe ist trotz (oder
wegen) aller Falsifizierungs-
Techniken nicht zu verhin-
dern.
Wagt man an dieser Stelle
einen ersten Ausblick (und

noch längst sind nicht alle
Momente des technischen
Wandels berührt, die eine
radikale Veränderung des
bestehenden Katastrophen-
schutzes erfordern werden),
so ließe sich ein Katastro-
phenschutz denken, der ent-
lang der im ersten Teil dar-
gestellten Beispiele und der
im zweiten Teil vorgestellten
Probleme konzipiert werden
könnte: Eine reaktive, nach
Schadenseintritt intervenie-
rende KatS-Komponentc
(»repressive Gefahrenab-
wehr«) reichte für den
Durchschnitt jener Scha-
densfälle aus, bei denen die
zeitliche Gesamtsequenz
von Schadenseintritt, Alar-
mierung und Fahrt zum
Einsatzort technisch, orga-
nisatorisch und personell so
gestaltet werden kann, daß
eine erfolgreiche Hilfelei-
stung erreichbar ist. Insge-
samt läßt sich diese Zcitse-
quenz von der Infrastruktur
her (Fachdienste, Einsatz-
Icitzcntrcn und -rechner.
Warn- und Alarmierungssy-
steme etc.), von den Einsatz-
kräften her (Ausbildung,
Ausrüstung etc.) und von
den Betroffenen her (Selbst-
schutz, Selbsthilfe etc.) opti-
mieren. Rein technisch ge-
hören in diese Kategorie alle
Maßnahmen, die erst nach
einem Schadensfall aktiviert
werden.

Mit zunehmender Verkehrs-
dichte und wachsenden

Schadensausbreitungsge-
schwindigkeiten (verursacht
durch hohe Lagerkapazitä-
ten, Kombinationswirkun-
gcn von Materialien, Bebau-
ungsdichte etc.) ergab sich
die Notwendigkeit, die
Alarmier u ngszeiten und die
Fahrzeiten zum Einsatzort
zu reduzieren. Der nach die-
sen Erfordernissen konzi-
pierte Technikeinsatz geht
zum einen in Richtung zeit-
vcrzugsloser, möglichst au-
tomatischer Nolrufsystemc
und zum anderen in Rich-

tung computergestützte Ein-
satzleitzentralen zur Fahr-
weg- und Fahrzeugoptimic-
rung, Ferninformation und
-koordinalion. Betrachtet
man die heute schon erhält-
lichen Notrufsysteme vom
»System 73« mit einheitli-
cher Wählnummer und
Ortskennung über Notruf-
systeme für spezielle Teil-
nehmerkreise (Sender am
Handgelenk, Raum- oder
Elagengeräle, hausintern/
extern, mit und ohne Anbin-
dung an spezielle Arzt- oder
andere Betreuungs-Notrufe)
bis hin zu Auto-Notrufein-
richtungen im One-Eine-
Betrieb(vgl. Pieper, 1977)
so braucht es keine Phanta-
sie, um zu erahnen, welche
kontraproduktiven Mög-
lichkeiten strukturell einge-
baut sind: Verfügen erst ein-
mal alle Firmen und Haus-
halte über derartige Notruf-
einrichtungen, wird nicht
nur die Zahl der Fehlalarme
sprunghaft steigen, sondern
auch der zusätzliche Infor-
mationsbedarf. Gehen näm-
lich mehr Alarme ein als
Rellungskapazitäten zur
Verfügung stehen, wieder-
holt sich auf technisch höhe-
rem Niveau, was bereits
heute ein Problem ist: Nach
welchen Gesichtspunkten
setzt man welche Prioritä-
ten? Verlaufen die Alarmic-
rungcn automatisch, bedarf
es entweder der Supercom-
puter, um aus Umfelddaten
Entscheidungen ableiten zu
können, oder man muß auf-
wendige Rückfrageeinrich-
tungcn installieren, um da-
durch aber wieder die Zeit
zu verlieren, die der automa-
tische Alarm vorher gewon-
nen hatte. Betrachtet man
zudem den apparativen und
informationellen Aufwand
von der Mißbrauchkontrol-
le bis zur Informationserfas-
sung, -speicherung und
-auswerlung , so sinkt der
Grenznutzen eines solchen
Systems beträchtlich.

Zuhunftsproble-
me bei der
Alar mierunq:
Nach welchen
Gesichtspunkten
setzt man welche
Prioritäten?

Neue Techniken, dies
wäre die Konsequenz,
durften \ m :f&üastro~
phensehütz ;»$?; ä^nn i
eingesetzt werd&i,wann.:;
die Bewertung \ \ ihres
realen mttonutzens
auch die sozialen As-
pekte bewertet u$4 ein*
bezieht* Mehr äti ifi al-
len aridgrön \ Bereichen
bedürfen \ K^s^^fut-
zen^Änalysen inf Kätä-
strophensc^utz ; einer
S^ßiätverträgUchkeits-

prtyfüng, um von vorn-
herein die hoh& soziale
Verantwortung gejgen-
über deü poteüfieti Be-
troffenen zu garantieren
(vgL Meyer-^btch,
1979), : ' ; ;

Wo dagegen die zeitliche
Gesamtsequenz des inter-
ventionistischen Systems so
lange dauert, daß keine er-
folgreiche Hilfe geleistet
werden kann, d.h. wo die

Schadensausbreitungsge-
schwindigkeiten die Einsatz-
geschwindigkeiten überstei-
gen, muß eine Mischform
aus repressiver und präven-
tiver Gefahrenabwehr ent-
wickelt werden. Technisch
bedeutet dies, daß die Ab-
folge von Schadensentdek-
kung. Alarmierung, Weg
zum Einsatzort und Scha-
dcnsbekämpfung zerlegt
und so weit wie technisch
möglich (und ökonomisch
sinnvoll) an den potentiellen
Schadensort verlegt wird.
Durch geeignete Instrumen-
te der Früherkennung
(Rauchgassensoren, Infra-
rolfühler, Schwingungsmes-
ser etc.) kann bereits in den
Beginn einer Schadensent-
wicklung eingegriffen wer-



den (Sprinkleranlagen etc.),
doch bergen derartige Anla-
gen eine Reihe von Risiken
(Fehlalarme, mangelnde
Sensibilität) und die Mög-
lichkeit, bedrohliche Situa-
tionen nach außen hin zu
verschweigen.
Technisch interessant sind
die sog. interaktiven Syste-
me, die mit Hilfe eines elek-
tronischen Pulsmeldesy-
stems Fehlmeldungen bei
scnsorgestützten Anlagen
weitgehend ausschließen.
Ein Mikroprozessor Tragt
regelmäßig alle Raumsenso-
ren nach ihren Meßwerten
ab, so daß auch normale
Veränderungen in der Tole-
ranz, wie sie durch Ver-
schmutzung, Alterung oder
Veränderungen im Raum-
klima auftreten, »erkannt«
werden. Zugleich ist der
Prozessor in der Lage, Ürts-
kennungen anzugeben, so
daß bereits bei der Alarmie-
rung Hinweise auf den
Brandherd entnommen wer-
den können. Derartige
Techniken eigneten sich her-
vorragend zur Erstellung re-
gionaler Kataster und Ver-
änderungserfassungen.
Legitimatorische Probleme
werfen jene Fälle auf, wo die
ortsfesten Präventivmaß-
nahmen nicht ausreichen,
um die Zeit bis zum Eintref-
fen des mobilen interventio-
nistischen Katastrophen-
Schutzes zu überbrücken.
Der Katastrophenschutz
kommt immer zu spät und
erscheint infolgedessen als
inadäquat. Im Feuerwehr-
wesen kommt hier der Bau-
polizei wie auch der Gcwcr-
beaufsicht eine überragende
Bedeutung zu; sie sorgen da-
für, daß derartige Legitima-
tionsdefizite minimiert wer-
den. Für den Katastrophen-
schutz stehen entsprechende
Vorkehrungen noch weitge-
hend aus.
Die wirklichen Zukunfts-
problemc des Kataslro-
phenschutzes werden sich

aber aus jenen Fällen erge-
ben, für die interventionisti-
sche, auf tatsächliche Schä-
den reagierende Maßnah-
men in keinem Falle ausrei-
chen werden. Jede Smog-
Katastrophe macht deut-
lich, daß es Lagen gibt, die
nicht nur die Kapazität des
Katastrophenschutzes über-
steigen, sondern die auch
den Katastrophenschutz
selbst mitbetreffcn. Für alle
derartigen Fälle kann Kata-
strophenschutz nur bedeu-
ten, sämtliche Möglichkei-
ten des Schcitcrns zu antizi-
pieren und eine Falsifizie-
rungstechnik zu entwickeln,
die von vornherein solche
Katastrophen verhindert.
Dies wiederum muß den
Katastrophenschutz poli-
tisch überfordern, weil seine
ethische Verpflichtung zum
Falsifizieren allen Vcrifizic-
rungsinleressen zuwider-
läuft und darüber hinaus
der Eindruck entstehen kön-
ne, als wollten »Untergangs-
visionäre« den Fortschritt
verhindern. Tatsächlich
aber muß die Frage erlaubt
sein, ob nicht dann auf den
Einsatz einer Verifizierungs-
technik verzichtet werden
müßte, wenn gezeigt werden
kann, daß eine adäquate
Falsifizierungstechnik nicht
zur Verfügung steht oder,
im Verhältnis zum mögli-
chen Schaden, nicht ausrei-
chen wird.

Von der technischen Seite
her wären durchaus die
Möglichkeiten gegeben, Ri-
sikovermeidungen sachge-
recht und rational zu be-
gründen. Schon heute ste-
hen Methoden zur Verfü-
gung, mit denen sich Verän-
derungen in den Lcbensbe-
dingungen so frühzeitig fest-
stellen ließen, daß die neuar-
tigen Formen des Katastro-
phischen, die schleichende
und chronische Katastro-
phe, vcrmcidbar wären. Als
mögliche Frühwarnmittel
stehen z. B. Bio-Indikatoren

Bio«lndihatoren
als
Frühwarnmittel:
In verschiedenen
Belastungsberei-
chen reagieren
Pflanzen oder
Tiere wesentlich
sensibler auf
Veränderungen
ihrer
Lebensbedingun-
gen als der
Mensch.

zur Verfügung. In verschie-
denen Belastungsbereichen
reagieren Pflanzen oder Tie-
re wesentlich sensibler auf
Veränderungen ihrer Le-
bensbedingungen als der
Mensch. So werden z.B. in
den Wasserwerken in Heng-
sen an der Ruhr und in
Göppingen Nilhechte einge-
setzt, die das Kernstück ei-
ner elektronischen Wasser-
überprüfungsanlage sind.
Sobald sich diese Gattung in
ihrem Element unbehaglich
fühlt, verändert sich die Fre-
quenz des von ihnen perma-
nent ausgesandten Stromsi-
gnals. Da Chemiker für um-
fassende Wasseranalysen
Stunden oder gar Tage
brauchen, ließen sich plötz-
liche Schadstoffeinflüsse gar
nicht rechtzeitig entdecken.
Die Nilhechte dagegen mel-
den Veränderungen sofort
und erlauben es somit, früh-
zeitige Gegenmaßnahmen
einzuleiten. Zahlreiche wei-
tere Bio-Indikatoren sind
Kieselalgen, deren Abster-
ben ebenfalls auf Giftstoffe
verweist, oder graugrüne
Flechten, die besonders
Schwefeldioxid und Aulo-
abgase anzeigen. Generell
wird hieran deutlich, daß Ic-
bensgefährdende Verände-
rungen in den Bereichen
Luft, Wasser oder Boden
nur ursächlich behoben wer-
den können, wodurch sich
der Charakter des Katastro-
phenschutzcs notwendig im
Grundsatz ändert.

Zieht man dann noch die
technischen Möglichkeiten
von Satelliten-Früherken-
nung in Betracht, gewinnt
Katastrophenschutz sogar
eine globale Stcuerungs-
und Regelungsfunktion.
Allein für den Detailaspekt
der Erdbcbenprognostik
zeigen sich die Chancen ei-
nes präventiven Tcchnikein-
satzes. Mit Hilfe von Laser-
strahlen und Satelliten-
Reflektoren lassen sich Hö-
henveränderungcn von we-
nigen Zentimetern über
Hunderte von Kilometern
messen. Da derartige Verän-
derungen oftmals Erdbeben
vorausgehen, läßt sich diese
Meßmethode für Warnun-
gen nutzen.
Das Satellitensystem AR-
GOS, von den USA und
Frankreich betrieben, ermit-
telt im Zusammenspiel mit
beweglichen Sendern auf
der Erde (Triftbojen, Tier-
scndcr) die Strömungsver-
hältnisse in Meeren, die Zu-
sammenhänge von Tempe-
ratur und Wetter sowie die
Wanderungsbewegungen ei-
niger Tierarten (Wale, Eis-
bären, Fischschwärme).
Dies erleichtert nicht nur die
Gewinnung von Nahrungs-
mitteln aus dem Meer, son-
dern ermöglicht auch eine
gezielte globale Hege und
Pflege (Fangquotierung).
Das Satellitensystem
LANDSAT der USA, 1972
mit Landsat l begonnen, be-
obachtet Erntcentwicklun-
gen, Überflutungsgcbictc,
Meeres- und Vegetations-
vcrändcrungen (mit Nimbus
7, 1978) und sucht nach
Rohstofflagerstätten. Eine
weltweite Planung für die
Nahrungsmittelerzeugung

wäre damit möglich und
könnte Hungerkatastro-
phen verhindern.

Nimmt man dies alles zu-
sammen, so zieht am Hori-
zont ein Katastrophen-
schutzkonzept herauf, das
ein neues Denken erforder-
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lieh macht. Gleich den
grenzüberschreitenden K.a-
tastrophenwirkungen be-
darf es einer globalen Risi-
kofrüherkennung, interna-
tionaler Warnsysteme und
vor allem einer Umkehrung
des Verhältnisses von Verifi-
zicrungs- und Falsifizic-
rungstechniken. Bei radikal
sinkenden Systemzeiten und
Risikoballungen bedarf es
einer Schutzphilosophie, die
den Schaden, nicht den
technischen Erfolg zum
Ideal nimmt und nur dann
die Verifizierung freigibt,
wenn Falsifizierungstechni-
ken bereitstehen, die dem
möglichen Scheitern ge-
wachsen sind.
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Sehr zutreffend hatte U.
Eichstädt (1970: 39) des-

halb Katastrophenschutz als
die »Funktion staatlichen
Handelns« bezeichnet, die
derartige Schäden an Leben,
Gesundheit, Eigentum und
Gemeinwesen verhindern, ab-
wenden oder zumindest min-
dern soll. Dort also, wo Zivil-
und Katastrophenschutz die-
ser Funktion gerecht wird,
besteht Einklang mit den bei-
den ersten Artikeln unseres
Grundgesetzes, wie auch mit
den hohen Ansprüchen, die
das Bundesverfassungsgericht
im sog. »Schleyer-Prozeß«
(15.10. 1977) daraus ableitete,
als es die Schutzpflicht des
Staates mit Nachdruck unter-
strich: Der Höchstwert des
menschlichen Lebens ist in je-
dem Falle vor rechtswidrigen
Eingriffen zu schützen.

Nun wäre es allerdings heuch-
lerisch, wollte man leugnen,
daß dem hohen Anspruch nur
allzuoft seine praktische Ein-
lösung fehlt. Es wäre jedoch
gleichfalls heuchlerisch, eine
hinter den Ansprüchen zu-
rückbleibende Wirklichkeit
als Beweis dafür nehmen zu
wollen, daß der staatlichen
Funktion bewußt nicht nach-
gekommen, Humanität aufge-
geben werde. Wer dies be-
hauptet, übersieht, daß jeder
vorsätzliche Verstoß gegen

das Schutzgebot der Verfas-
sung eine Kriegserklärung ge-
gen Rechtsgüter darstellt, um
deretwillen ein Zusammenle-
ben - eben Gesellschaft -
überhaupt erst lohnt. Will al-
so Gesellschaft, als Beziehung
auf gegenseitigen Vorteil,
dauerhaften Bestand haben,
so darf sie sich nicht ihre Ge-
schäftsgrundlage zerstören
lassen, oder positiv formu-
liert, muß sie, um des Ganzen
willen, die Abweichung ahn-
den, das Gemeinsame um
der Selbsterhaltung willen
schützen.

Optimaler Schutz
unter
Berüchslchtlauna
des technisch
Möglichen.
wirtschaftlich
Erschwinglichen«
politisch
Durchsetzbaren

Das bedeutet selbstverständ-
lich nicht, daß vorsätzliche
Verstöße gegen das Schutzge-
bot der Verfassung unterblei-
ben oder angemessene
Schutzvorkehrungen fehlen,
sondern erst einmal nur, daß
derartige Abweichungen zwar
möglich, aber darum nicht die
Regel sind. Wären sie die Re-
gel, hätte Gesellschaft aufge-
hört, herrschte der Krieg

eines jeden gegen jeden. So
gesehen darf unterstellt wer-
den, daß die Verwirklichung
eines optimalen Schutzes von
Leben, Gesundheit, Eigen-
tum und des dies garantieren-
den Gemeinwesens das ehrli-
che Anliegen aller ist; zu-
gleich aber darf unterstellt
werden, daß die Vorstellun-
gen vom Optimalen und der
konkreten Art des Schutzes
nicht nur von individuellen
Einstellungen abhängen, son-
dern auch von dem sog.
»technisch Möglichen«, dem
»wirtschaftlich Erschwing-
lichen« und dem »politisch
Durchsetzbaren«. Damit be-
finden wir uns inmitten sozio-
logischer Problemstellungen,
haben wir das um der Kontra-
ste willen so beliebte
Schwarz-Weiß-Klischee eher-
ner Ansprüche und schlechter
Wirklichkeit verlassen, ge-
winnen wir Einsicht in die
praktischen Bedingungen der
Funktion Zivil- und Katastro-
phenschutz.
An einem tragischen Beispiel
lassen sich die realen Balance-
akte aus technisch Mög-
lichem, wirtschaftlich Er-
schwinglichem und politisch
Durchsetzbarem demonstrie-
ren: Ein sechsjähriger Junge
ist in den Schacht einer stillge-
legten Zeche bei Duisburg ge-
stürzt; er lebt. Feuerwehr-

kräfte versuchen, ihn zu ber-
gen. Die Medien übertragen
das Wimmern des Kindes, die
Angst und das Leid der El-
tern, die zähe Arbeit der Ret-
tungsmannschaften. Lokale
Politiker werden interviewt,
die Nation erwartet, daß alles
getan wird, um den Jungen zu
retten. Versorgungssonden
werden gelegt, Wärmemög-
lichkeiten zur Stabilisierung
der Körpertemperatur erson-
nen, Probebohrungen nieder-
gebracht, um sichere Kennt-
nisse über die Bodenverhält-
nisse zu erlangen und um die
Röhren für den Rettungszy-
linder vortreiben zu können.
Sechs Tage lang versuchen 152
Einsatzkräfte alles in ihrer
Macht Stehende - vergeblich.
Der Junge stirbt durch einen
Erdrutsch.

Im Kontext einfacher Kosten-
Nutzen-Kalkulation rechtfer-
tigten die äußerst geringen
Rettungschancen keinen der-
artigen Mitteleinsatz. Selbst
wenn das Kind gerettet wor-
den wäre, hätte sich mit den
dafür aufgewendeten Kosten
größerer Nutzen durch die Si-
cherung gefährlicher Schächte
erzielen lassen. Wenn den-
noch alle Mittel für die Ret-
tung eines Einzelnen aufgebo-
ten wurden, so deshalb, weil
hier in aller Öffentlichkeit
und an einem ergreifenden



Schicksal der verfaßte Schutz-
anspruch eingelöst werden
mußte. In derartigen Fällen
aus Kostengründen keine Hil-
fe zu gewähren hieße, daß
sich der Einzelne nicht einmal
in der Not auf die Gesell-
schaft verlassen könnte, mit-
hin Gesellschaft zur Disposi-
tion stünde. Es geht also in
derartigen Fällen um den
symbolischen Vollzug gegen-
seitiger Vertragsbeziehungen,
nicht um dieses eine konkrete
Leben. Das eine Leben muß
gerettet werden, damit die
Gültigkeit des Schutzversprc-
chens bestätigt wird, aber
nicht um seiner selbst willen.
Das mag brutal erscheinen,
macht aber dennoch Sinn. Be-
rechnet man nämlich einmal
bestimmte Schutzmaßnahmen
nach reiner Kosteneffektivi-
tät, so wird schnell nachvoll-
ziehbar, daß auch das Men-
schenleben seinen statisti-
schen Grenznutzen hat: Je-
weils umgerechnet auf die
Kosten zur Rettung eines ein-
zigen Menschenlebens ergibt
sich z. B. für die Nierentrans-
plantation 72 000 US-$; für
die Beseitigung von Straßen-
Eisenbahnkreuzungen
100000 US-$; für den Einbau
eines Schleudersitzes in
Kampfflugzeuge 4 500 000
US-$; für die Reduzierung
von Schadstoff-Emissionen
aus Kokereien
158000000US-$ und für die
Durchsetzung von Minimal-
standards im Umgang mit
dem karzinogenen Acrylnitril
sogar 624976000US4 (vgl.
Schräge/Engel, 1982:30).
Rechtfertigt die Rettung eines
Menschenlebens einen derar-
tigen Technikeinsatz?
Der rigorose Moralist wird
diese Frage für verderblich
halten und dafür plädieren,
daß ein Menschenleben jede
Ausgabe rechtfertigt. Bedau-
erlicherweise wird dabei all-
zugern von den Bedingungen
abstrahiert, die sich entweder
aus den spezifischen Knapp-
heiten von Notsituationen
(Zeit/Ressourcen/Menschen)

ergeben oder die vorher ande-
re Mittelverteilungen begün-
stigten. Doch anstatt gegen
einen moralischen Rigorismus
zu argumentieren, sei er beim
Wort genommen. Wie sähe
eine Gesellschaft aus, die kei-
ne Kosten scheut, um Schä-
den zu verhindern, Menschen
total zu schützen?

Am Beispiel des Autofahrens
läßt sich lernen: Legt man
14000 tödliche Unfälle pro
Jahr zugrunde, so werden im
täglichen Durchschnitt 38
Verkehrsteilnehmer mit stati-
stischer Sicherheit sterben.
Und da die Häufigkeitsvertei-
lungen örtlich und zeitlich re-
lativ gut bekannt sind, ließen
sich sogar individuelle Risiko-
werte angeben, nach denen
sich bestimmte Städte oder
Strecken zu bestimmten Zei-
ten meiden oder bevorzugen
ließen. Dennoch: Wer wann
im konkreten Einzelfall in
einen tödlichen Unfall ver-
wickelt werden wird, läßt sich
nicht angeben. Die Folgerung
daraus ist tragisch, aber nur
schwer zu ändern. Obgleich
wir wissen, daß 38 Menschen
sterben werden, können wir
nicht 38 Millionen Verkehrs-
teilnehmer (eine fiktive Zahl,
die nur Größenverhältnisse
andeuten soll) ... ja, was
eigentlich? Wenn schon die
Beseitigung gefährlicher Stra-
ßen-Eisenbahn-Kreuzungen
Millionen kostet, was kostete
es dann, alle Gefahrenquellen
beseitigen zu wollen? Könnte
man überhaupt alle erfassen?
Vor allem aber, welche Art
Verkehr ergibt sich dann ?
Könnte dies noch ein Indivi-
dualverkehr sein, oder bedeu-
tete dies einen total über-
wachten, reglementierten,
von drakonischen Strafen um-
rahmten Kollektiv verkehr in
Hochsicherheitsbahnen?

falsch» Folgerungen
könnten mm
»UDerwachunas-
staat« führen
Die Schlußfolgerungen sind
beängstigend: Der Versuch,

cotale Sicherheit erstellen zu
wollen, trägt zugleich totalitä-
re Züge in einem doppelten
Sinne. Entweder müßte das
Bestehende entgegen seiner
strukturellen Konzeption
(hier: individuelle Risikokal-
kulation) in eine neue Verhal-
tensnorm gezwungen werden
(ein Grund, warum z. B. Pro-
gramme der pädagogischen
Verhaltensbeeinflussung nur
wenig fruchten), oder es müß-
ten im vorhinein Strukturen
konzipiert werden, die eine
individuelle Risikokalkulation
weitgehend ausschließen. Daß
derartige Überlegungen kein
Science-Fiction ist, zeigen
technische Lösungen für den
Verkehr, die elektronische
Leitsysteme in den Fahrbahn-
decken vorschlagen, um den
gesamten Verkehrsfluß elek-
tronisch zu steuern (und da-
mit den Individualverkehr
aufheben). Noch drastischere
Beispiele finden sich in den
strukturellen Sicherheitskon-
zeptionen der Kernindustrie,
die, wie Kritiker fürchten
(vgl. Roßnagel, 1983), mög-
licherweise die Struktur unse-
rer Demokratie verändern
könnten.
Wie aber lautet die Alternati-
ve? Den täglichen Tod von 38
Verkehrsteilnehmern als Tri-
but für diese Art Verkehr an-
sehen und froh darüber sein,
daß es nicht jeden erwischt?
Erinnert dies nicht an rituelle
Menschenopfer, nur daß man
das Auswahlverfahren moder-
nisiert hat? Vielleicht argu-
mentieren wir bedächtiger,
wenn wir die Bezugsgrößen
variieren: Nehmen wir an, es
stürben statt der 38 Men-
schen/Tag 380, 3800, 38000,
380 000, 3 800 000 usw. Wann
wäre der Punkt erreicht, wo
die Öffentlichkeit die Segnun-
gen des Individualverkehrs
verfluchen und ein Verkehrs-
system ä la Hochsicherheits-
trakt fordern würde?
Weitaus schwieriger als die
Schädigungen am Leben las-
sen sich die der Gesundheit
beurteilen. Analog zur Ver-

kehrsstatistik zeigen z.B.
auch die Emissions- und
Krebskataster, daß in be-
stimmten Regionen spezifi-
sche Gesundheitsschäden sta-
tistisch sicher zu erwarten
sind. Auch hier läßt sich dar-
aus nicht ableiten, wer im
konkreten Einzelfall erkran-
ken wird, wie die Schädigung
entsteht und welche Faktoren
insgesamt daran beteiligt sind.
Und wie schon beim Verkehr,
so führte auch hier der Ver-
such, Gesundheitsschäden zu
vermeiden zu einer radikalen
Veränderung der bestehenden
Produktionsstruktur. Was da-
bei Radikalität bedeuten
konnte, läßt sich ahnen, so-
bald man den Kontext des zu
Kontrollierenden besieht:
Man hätte nicht nur alle
Schadstoff-Emissionen zu
verbieten, sondern auch alle
begünstigenden Faktoren.
Möglicherweise führte dies zu
einer Gesundheitspolitik, die
Rauchen, ungesunde Ernäh-
rung oder Schwächungen der
allgemeinen Abwehrkräfte
unter Strafe stellen und die
Körperertüchtigung als
Pflicht einführen müßte. Sieht
man einmal von den Schwie-
rigkeiten ab, daß sich Schad-
stoff-Importe nicht an den
Grenzen aufhalten lassen und
die hier unterstellten Wir-
kungszusammenhänge mög-
licherweise von falschen
Voraussetzungen ausgehen,
könnte ein solcher Gesund-
heits-Überwachungsstaat
dennoch Sinn machen, weil er
dem einzelnen seine Gesund-
heit erhält. Dem zugestimmt,
wäre auch der »kerntechni-
sche Überwachungsstaat«
vernünftig, weil er das Risiko
eines GAU (Größte Anzu-
nehmende Unfall) und damit
die Vernichtung Hunderttau-
sender zu minimieren sucht.

Zieht man aus diesen Beispie-
len verallgemeinerungsfähige
Schlußfolgerungen, so zeigen
sich die gesellschaftlich vorge-
gebenen Bedingungen und
Möglichkeiten des Technik-
einsatzes auf der Ebene sozia-
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len Handelns. Dies ist inso-
fern von Bedeutung, als sich
daraus Handlungsstrategien
ableiten lassen, die auch für
die Belange des Zivil- und Ka-
tastrophenschutzes von größ-
ter Bedeutung sind;

I Das Beispiel
Verkehr

Ohne die Zusammenhänge
von Eintrittswahrscheinlich-
keiten und Risikoakzeptanz
zu diskutieren (dazu Renn,
1981), sei allein eine Grundfi-
gur der Wahrnehmung be-
trachtet, mit der letzten Endes
auch der bestehende Katastro-
phenschutz zu rechtfertigen
ist: Bei übersehbar kleinen,
kausal identifizierbaren und
graduell beeinflußbaren Risi-
ken erscheint es kostencffekti-
ver, das Risiko zu tragen, als
für einen geringfügigen Ret-
tungszuwachs (im Schnitt 38
Tote/Tag weniger) enorme
Kosten tragen oder das Ge-
samtrisikoumfeld (den Indivi-
dualverkehr) grundlegend re-
glementieren oder abschaffen
zu müssen. Statt dessen ist
dem Schutzgcbot für Leben
und Gesundheit auch dann
Genüge getan, wenn ein Ret-
tungssystem installiert wird,
das nach Risikoeintritt (Un-
fall) interveniert und dadurch
sogar noch die Chancen der
wenigen, die es als »normale
Opfer erwischt« (vgl. Perrow,
1984), drastisch erhöht. Gäbe
es dieses Rettungssystem
nicht, so das in sich stimmige
Argument, wären beträchtlich
mehr Unfalltote zu beklagen,
während die Abschaffung des
Individualvcrkehrs mög-
licherweise - aus ganz Ande-
ren Gründen und auf ganz an-
deren Gebieten - viel mehr
Opfer fordern könnte.
IJTMBAls interventionistische
Systeme nach einem Scha-
denscreignis reichen Ret-
tungswcsen wie auch Kata-
strophenschutz dann voll-
kommen aus, wenn die Zahl
der Opfer/Schäden gerade so
groß ist, daß davon nicht die
Gesamtrisikopopulation be-

unruhigt ist. Problematisch ist
allerdings die Frage, was eine
solche Beunruhigung herbei-
führt. Drei Faktoren sind uns
hinlänglich bekannt. Erstens
könnte die Zahl der Opfer
drastisch steigen, zweitens
könnte die Effektivität des
Rettungsystcms in Zweifel ge-
zogen werden und drittens
könnte der Glauben an den
Nutzeneffckt des Gesamtsy-
stems (z. B. durch steigendes
Umweltbewußtscin) sinken.
Weitere, noch nicht bekannte
Faktoren wären denkbar. Sie
alle machen auf das Problem
des Grenzwertes aufmerk-
sam, von dem aus über grund-
legende Veränderungen nach-
gedacht wird.

2Das Beispiel
Schadstoff-

Emission
Bei kaum übersehbaren, kau-
sal schwer idcntifizierbaren,
individuell nicht beinflußba-
ren und daher stark angstbe-
setzten Risiken besteht dann
keine Risikoakzeptanz, wenn
man weiß, daß das Gebot des
Gesundheits- und Lebens-
schutzes ohne Veränderung
des bestehenden Produktions-
systems, aber unter Aufwen-
dung hoher Kosten realisiert
werden könnte. Je eindeutiger
kausale Zuordnungen zwi-
schen Schadstoffen und Er-
krankungen feststellbar wer-
den, desto stärker wird der
Eindruck, daß Gesundheit
zum Rohstoff der Produktion
wird, oder anders formuliert,
die Bemessung von Grenz-
werten der Belastung als Ge-
nehmigung aufgefaßt wird,
die Gemeinschaft vergiften zu
dürfen. Zwar steht den Er-
krankten, ähnlich dem Ret-
tungswescn und dem Kata-
strophenschutz, ein interven-
tionistisches System zur Ver-
fügung, doch zeigen die Grö-
ßenordnungen, daß das Ge-
sundheitswesen kollabieren
muß, sollte es bei unveränder-
ten Schadstoff-Emissionen die
Zunahme der Erkrankungen
allein bewältigen müssen.

lÜiLÜAnders als beim Vcr-
kehrsbeispicl verschwimmen
hier alle relevanten Orientie-
rungsgrößen. Leben und Ge-
sundheit erscheinen nicht
mehr als absoluter Höchst-
wert, sondern als relationale
Größe, über die auch noch
jene mitbestimmen, die die
Risiken produzieren. Selbst
wenn man die nationale
Schadstoffproduktion unter-
binden könnte - was mit Si-
cherheit die Wettbewerbsfä-
higkeit auf dem Weltmarkt
beeinträchtigte und eine
schwere Wirtschaftskrise pro-
vozierte -, bedeutete dies kei-
neswegs sicher, entsprechen-
de Erkrankungen verhindern
zu können: Der Schadstoff-
import aus dem Ausland ließe
sich nicht unterbinden, und
die Möglichkeit, auch durch
andere Auslöser ähnliche
Krankheitsbilder zu erhalten,
ließe sich ebenso wenig aus-
schließen. Da zudem das Ge-
sundheitswesen erst interve-
niert, wenn eine Krankheit
ausgcbrochen ist, steigt die
Furcht, wie z.B. bei Krebs,
daß dann sowieso alles zu spät
ist. Alle Momente ergänzen
sich und führen zu irrationa-
len Rcaktionsmustern (AIDS
ist hier ein Paradebeispiel für
die Entstehung von masscn-
hystcrischen Syndromen).
Verstärkend wirkt sich dabei
aus, daß sich der Typus des
Katastrophalen dramatisch
wandelt und darüber der her-
kömmliche Katastrophen-
schutz unmöglich wird; In-
dem sich Katastrophen lang-
fristig und schleichend zu
vollziehen beginnen - zu den-
ken wäre an neue seuchcnarti-
gc Ausfälle, an Summations-
phänomene (Pseudokrupp
plus Smog plus Trinkwasscr-
kontaminierung) oder an al-
lergische Reaktionen und
Nervenschäden -, verwandelt
sich das normale Gesund-
heitswesen in eine permanente
Pflegeeinrichtung, die not-
wendig an ihre Kapazitäts-
grenzen stoßen muß - vor al-
lem, weil die Zahl der langfri-

stig Erkrankten wachsen wird
- während der Katastrophcn-
schutz seine Bedeutung als In-
strument der Soforthilfe ver-
liert, weil den Opfern nur
durch eine Veränderung ihrer
Belastungssituation wirklich
zu helfen ist. Katastrophen-
schutz würde so zu einem Le-
gitimationspuffcr, der Hilfe
suggerieren müßte, ohne hel-
fen zu können. Dies wieder-
um führte zu enormen seeli-
schen Belastungen der fielfcr-
schaft.

3 Das Beispiel
Kernenergie

Auch wenn ein GAU stati-
stisch noch so unwahrschein-
lich ist, heißt dies doch auch,
daß er möglich ist und daß
dies schon morgen sein kann.
Trägt der Katastrophenschutz
dieser Möglichkeit Rechnung,
entsteht die umgekehrte Si-
tuation wie beim Vcrkehrs-
beispiel: Man muß einer Si-
tuation begegnen, bei der Op-
fer im Bereich jenseits von
3800, 38000, 380000 oder
3800000 zu erwarten sind.
Dies bedeutete zugleich, über
Zehntausende von Jahren ein
Katastrophenschutz-Hcer fi-
nanzieren zu müssen, nur um
für den einen möglichen Mas-
scnunfall von Opfern gerüstet
zu sein. Bedenkt man außer-
dem, daß bei solchen Kata-
strophen auch der Katastro-
phenschutz zum Opfer wer-
den könnte, man also Entsatz
planen muß, erschiene es ver-
nünftig, die gesamte Bevölke-
rung zum Katastrophen-
schutz zu verwandeln - oder
Formen der Prä'vention und
damit den kerntechnischcn
Überwachungsstaat einzu-
führen.

I^EBB Als interventionisti-
sches System wird Katastro-
phenschutz sinnlos, wenn die
Zahl der potentiellen Opfer
entweder seine Kapazität so
übersteigt, daß an Schutz und
Hilfe nicht mehr geglaubt
werden kann, oder eine Even-
tualkapazität erforderlich wä-
re, die die Finanzierbarkeit
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überstiege. Derartige Situatio-
nen führen zumeist dazu, daß
grundsätzliche Betrachtungen
über alternative Gestaltungs-
möglichkciten als notwendig
erscheinen und strukturelle
Konzeptionen zur Disposi-
tion gestellt werden. Die
„Anti-Atom-Bewegung" for-
dert den Verzicht auf die Risi-
koquelle selbst, während der
kerntechnische Überwa-
chungsstaat das Strukturkon-
zept einer anderen Gesell-
schaft aufweist.
Betrachtet man nun alle drei
Beispiele im Kontext ihrer
Schlußfolgerungen, so wird
deutlich, daß die Themenstel-
lung: »Technikeinsatz im Zi-
vil- und Katastrophenschutz«
keine originär ingcnieurwis-
senschaftliche oder technik-
immanente Problemstellung
ist. Vielmehr erfordern die ge-
sellschaftlichen, historisch ge-
wachsenen Rahmenbedingun-
gen umfassende Einsichten in
die Möglichkeiten, Grenzen
und Widerstände, die Han-
deln bedingen und Hand-
lungsspielräume determinie-
ren. Betrachtet man Technik
als Problemlösungsstratcgic,
so unterliegt sie, wie jede an-
dere, den Erfordernissen des
Ziels, aber immer auch den
Begrenzungen der verfügba-
ren Mittel. Beides miteinan-
der abzuwägen erfordert wie-
derum eine sehr behutsame
Prüfung der Zusammenhän-
ge, in denen über den Einsatz
von Techniken entschieden
wird. Zu einer solchen Ent-
scheidung gehört es immer
dazu, auch zu überprüfen, ob
die Gesamtkonzeption, inner-
halb derer eine neue Technik
angewandt werden soll, über-
haupt noch zur Verwirkli-
chung der einmal gesteckten
Ziele taugt. Dies erfordert,
wie das Schadstoff-Beispiel
zeigt, eine ungeheure analyti-
sche und prognostische Kapa-
zität. Gerade bei multikausa-
len und insgesamt noch wenig
erforschten Phänomenen ist
aber eine exakte Güterabwä-
gung kaum möglich oder

durch außengesetzte Rahmen-
bedingungen nicht zu realisie-
ren (z.B. Weltmarkt). Zudem
läßt sich nicht leugnen, daß
die Momente des Unwägba-
ren nur schwerlich zu kon-
sensfähigen politischen Ent-
scheidungen befähigen, aber
dennoch akzeptable Kompro-
misse erfordern. Die Kernfra-
ge lautet deshalb: Wie lassen
sich schwerwiegende und
weittragende Entscheidungen
dennoch rational begründen?

Jede Katastrophe
•••t offen, wo das
bislang Richtige
falsch war und einer
Kerrehtur bedarf

Da keines der oben erörterten
Probleme simple dichotome
Entscheidungen zuläßt nach
dem Muster: 14 000 Tote
ODER Abschaffung des Indi-
vidualVerkehrs; Gesundheits-
zerstörung durch ungehinder-
te Schadstoff-Emissionen
ODER Ruin der nationalen
Wirtschaft; kerntechnischcr
Übcrwachungsstaat ODER
Atomkatastrophc, bedarf es
einer umfassenden, empirisch
überprüfbaren Güterabwä-
gung, um die oben angedeute-
ten Fehlentwicklungen ver-
meiden zu können. Nun sind
aber solche Güterabwägun-
gen, wie die Entschcidungssi-
mulationen von Dörner
(19XX) belegen, außeror-
dentlich schwierig. In kom-
plexen, vernetzten Systemen
vermögen auch schon kleinste
Eingriffe folgenschwere Ver-
änderungen, oftgenug auch
Katastrophen, herbeizufüh-
ren. Die Frage lautet also, wie
man nicht nur über den richti-
gen Technikeinsatz befindet,
sondern auch, wie man die
Folgen dieses Einsatzes insge-
samt abwägt.

Technisch gesehen lassen sich
heute derartige Entschei-
dungs- und Bewcrtungsvor-
gänge mit Hilfe von Compu-
tern simulieren. Dennoch darf
man sich nicht darüber hin-

wegtäuschen, daß die Simula-
tionsmodelle nur taugen,
wenn sie die Parameter der
Wirklichkeit richtig erfassen.
Nun gehört es zum kleinen
Einmaleins der Wissen-
schaftsphilosophie, daß nichts
endgültig »richtig« ist, son-
dern nur so lange, wie es nicht
durch andere Tatsachen wi-
derlegt wird. Interessanter-
weise findet sich dieses Prin-
zip der Falsifikation in der
Realität wieder. Jede Kata-
strophe ist eine unabweisbare
Widerlegung dessen, was
eigentlich sein sollte. Oder,
um es komplizierter auszu-
drücken, jede Katastrophe
legt offen, wo das bislang
Richtige falsch war und einer
Korrektur bedarf. Da aber
Korrekturen wiederum, sol-
len sie nicht in neuerliche Ka-
tastrophen münden, an der
»richtigen« Stelle ansetzen
müssen, bedarf es genauer Er-
kenntnisse über die zentralen
Steuergrößen und die be-
standswichtigen Strukturen
von Systemen. Eine Möglich-
keit, diese Einsichten zu ge-
winnen, besteht darin, an der
beweiskräftigsten Empirie an-
zusetzen, die uns zur Verfü-
gung steht: den realen Falsifi-
kationen, den Fehlschlägen
unseres Handelns. Dort, wo
das von uns Geplante und Ge-
wollte von Fehlschlägen ver-
eitelt wird, helfen keine wort-
reichen Interpretationen, son-
dern nur noch saubere Analy-
sen, damit zumindest der
nächste Versuch gelingen
kann. Katastrophenforschung
wäre somit der Weg, um eine
empirische Evolutionsgc-
schichte menschlicher Ein-
sichten in die Wirkungen und
Folgen seines Handelns zu er-
arbeiten und zukünftige Fehl-
schlage zu vermeiden.
Rekapitulieren wir von dieser
Sichtweise aus die bisherigen
Überlegungen, so dürfte eine
der wesentlichen bestands-
wichtigen Strukturen von Ge-
sellschaft darin bestehen,
Handeln vor Fehlschlagen zu
sichern, Katastrophen zu ver-

meiden. Gesellschaft als ein
Schutzbündnis zu sehen ist
nicht neu, doch zeigen erst
heute die kontraproduktiven
Möglichkeiten, daß Schutz
immer auch Kontrolle bedeu-
tet und daß die Schutzmög-
lichkeiten den Kontrollmög-
lichkeiten entarten können.
Mit Hilfe der drei Beispiele
sollte gezeigt werden, wie sich
aus der Abwägung statisti-
scher Fehlschlagsgrößen sehr
einfache Steuerparamctcr ent-
wickeln lassen. Dabei zeigte
es sich, daß im ersten Beispiel
ein interventionistischer Kata-
strophenschutz unverzichtbar
ist und ein System präventiver
Maßnahmen sinnlos teuer wä-
re. Beispiel drei zeigte, daß
ein interventionistischer Kata-
strophenschutz aufgrund sei-
ner Vorhaltungskosten und
seines zweifelhaften Nutzens
im Ernstfall wenig sinnvoll
ist, dagegen aber spezifische
Maßnahmen der Prävention
Schutz bieten können. Als
Folgeproblem zeigte sich
aber, daß diese Art Schutz le-
gitimationsbedürftig ist und
des Konsenses bedarf, soll er
nicht katastrophale Nebenfol-
gen induzieren. Am schwie-
rigsten ließen sich die Proble-
me des zweiten Beispiels ent-
scheiden. Obgleich hier für
die Situationen eines gehäuf-
ten Massenanfalls von Opfern
Formen eines interventionisti-
schen Katastrophenschutzes
erforderlich wären, zeigte je-
doch seine Verwendung den
Helfern und Opfern, daß er
lediglich zu puffernden, logi-
stischen Zwecken gebraucht
wird. Dies könnte zu schwer-
wiegenden Legitimationskol-
lapsen führen. Zugleich ver-
weist aber die Einbindung
eines prophylaktischen Kata-
strophenschutzes in die Ge-
samtökonomic, daß bei be-
stimmten Typen des Kata-
strophischen völlig neuartige
Systeme von Katastrophcn-
schutz erforderlich würden.

Teil II in
Zivilverteidigung HI/86
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